
Bundessoäialgericht
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.I m N a m e n d e s V o l k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

ooooonooooooonooooooooonoooooeooouaoooooovcooaooooooor;

Zugestellt am
100 Januar 1969 Klägerin und devieionebeklagm;

g e g e n.

Eo-oooooovo-oooo.oooooocoooooon-o_qoooncoooooooooooooop

Beklagte und Kevisionskldge■n

Der'1° Senat des BundeSsozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 11° Dezember 1968 durch

Bundesrichter Dr„ H a u g

— Vorsitzender.—9
Bundesrichter Dr„ 5 c h u b e r t und

Bundesrichter H e y e r,

Bundessozialrichter R e i m e r und

Bundessozialrichter D e m b'o w e k i

für Recht erkannt:

Auf die Revisiön der Beklagten Werden die Urteile des
Ländesso;ialgerichts für das Saarland vom 250 “anuar

1968 und des öozialgerichts für das öaarland'vom

25„ Juli 1967 aufgehobeno Die Klage wird abgewiesen„
soweit die Klägerin Einstufung in die Léistungsgruppe

B 2 der Anlage 1 zu 5 22 des Fremdrentengesetzes be—

gehrt„ Soweit die Beklagte zur Berücksichtigung der

Zeit vom 10 April 1960 bis 300 september 1960 verurteilt

werden ist, wird der Rechtsstreit zu neuer Verhend»

lung und Entscheidung an das Landeesozialgericht

zurückverwiesenß
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Die Beteiligten streiten über die Höhe des Alters—

ruhegeldes der jetzt in der Bundesrepublik_ßeutech—

land w0hnhaften Klägerin; insbesondere geht es darum,

welcher Leistungsgruppe der Anlage 1 zu 9 22 des

Eremdrentengesetzes (EKG) die Zeit vom 1„ mai 1946
bis 300 September 1960 zuzuordnen ist, während der

die Klägerin an der Hilfsschule Döbeln in buchsen

(5BZ) als Lehrerin beschäftigt gewesen isto

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LDG)

ist die im April 1900 geborene Klägerin als Volks—

schullehr rh1&usgebildet‚ war jedoch vor der strei—

tigen Zeit nur von 1920 bis 1924 und von 1943 bis

1945 als solche tätig° Vom 17„ mai bis 80 Juli 1949

hat sie an einem Lehrgang für honders0hulpädagogik teil—

genommeno Die beklagte hat bei der Berechnung des der

Klägerin aus der AnV bewilligten nlterruhegeldes ihre

Beschäftigung in Sachsen vom 1° Mai 1946 bis 31„ märz

1960 der Leistungsgruppe B 3 zugeordnetä(ßescheide

vom 20 Juni 1965, 120 Oktober 1965 und 4D april 1967)„

wie Klägerin dagegen hält im Hinblick auf ihre be—
sonders verantwortliche Tätigkeit als Hilfsschul—Lehre—

rin die Einstufung in die Leistungsgruppe B 2 für an—
gemessen; im übrigen will sie auch nie Zeit vom 1° April

bis 30„ September 1960 berücksichtigt wissen„ Das

Sozialgericht (5G) und das LSG entschieden in ihrem
Sinnen

Mit der vom LSG zugelassenen nevision beantragt die

Beklagte,

unter nufhebung der vorinstanjlichen Urteile

die Klage abzuweiseno
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Nach ihrer meinunghat das Lee die Klägerin zu
Unrecht der Leistungsgruppe B 2 zugeordnet° Weder

die kurze zusätzliche nusbildung in öonderschul—

pädagogik noch die Verantwortung einer Hilfsschul—

lehrerin oder der öchwierigkeitsgred einer solchen

Tätigkeit seien geeignet, eine binstufung in die

Leistungsgruppe B 2 zu rechtfertigeno

Gleichzeitig rügt die beklagte als Verfahrensver—

stOm eine Verletzung des 9 728 des Oozialgerichts—

\„gesetzes (SCG)o Das LSGhabe seiner Entscheidung
nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens zugrunde

'gelegt; es habe außer Acht gelassen, das die
nlägerin vom 1c april bis 300 September 1960 in

der SBZ eine nltersrente bezogen habe„ Diese Tat—

sache sei der mentenakte zu entnehmen gewesen9 die

dem LSG vorgelegen habe9 insbesondere dem dort ab—

geh0fteten Rentenbescheid deslßGB (Verwaltung der

Sozialversicherung) vom 230 März 19600 Dieser nenten—

bezug schließe eine Berücksichtigung der daneben‘

weiterhin ausgeübten Tätigkeit als Versicherungs—

zeit sowohl nach 9 15 EKG als auch nach 9 16 ERG

aus „

Die Klägerin ist vor dem BSG nicht vertretene

Die Beteiligten haben sich mit einer nntscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(3 124 Abs° 2 see);

Die Revision ist zulässig und auch begründet; die

angefochtenen bescheide der beklagten sind nicht

rechtsfehlerhaft; entgegen der nuffässung der Vor—
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instanzen hält der Senat die Einstufung der Klägerin
in die Leistungsgruppe B 2 nach Lage des Falles nicht

für gerechtfertigto Auch die Verfahrensrüge der

Beklagten ist begründet„ ' '

Das LSG ist im angefochtenen Urteil zutreffend.davon

ausgegangen9 daß bei der ßrmittlung der für den

Versicherten maßgebenuen nenfenbemessungsgrundlage

nach 5 22 FRG die Zuordnung der ausgeübten Tätigkeiten

nach der allgemeinen Definition der Leistungsgruppen

den Vorrang vor der Zuordnung nach dem ßerufsgruppen—

katalog haben muß° Mit Recht hat es ferner hervor—
gehoben9 daß die Klägerin nach der allgemeinen

Definition der Leistungsgruppe B 2 nicht die Voraus—

setzungen für eine einstufung in diese Leistungsgruppe

erfüllt° Dennoch 5 so meint das LSG
— müsse die

Klägerin für die streitige Zeit der Leistungsgruppe

B 2 zugeordnet werdeno Die Bewertung der Lehrer—

berufe könne zwar grundsätzlich nur nach einer “■e—

fälleekala" vorgenommen werden, wie sie die beklagte

aufgestellt habe, da der Dehrerberuf wie alle Tätig—

keiten im öffenulichen Dienst nicht in den Katalogen

der Anlage 1 enthalten sei° Als Hilfsschullehrain sei

die Klägerin aber nicht mit den Lehrern an Volke»

schulen und Grundschulen in die Leistung3gruppe B 5

einzustufen, sondern wegen ihrer schwierigeren Tätig—

keit, ihrer höheren Verantwortung und ihrer grömeren,

durch zusätzliche ausbildung erlangten ßerufskenntniese

(durch die sie aus dem Kreis der Volksschullehrer
herausgehohen werde) dem Leiter einer Grundschule

gleichzusetzen, den die Beklagte in ihrer "Gefälle—

3kala" in die Leistungsgruppe B 2 eingeordnet habeo

Diese Zuordnung sei auch im Hinblick auf die im berufsé

katalog zur Leistungsgruppe B 2 genannten Berufe einer

Buchhalterin, Korrespondentin und Bilanzbuchhalterin

_ 5 i
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über 45 Jahre gerechtfertigt‚ da die Klägerin
die Hilfesehullehrertätigkeit im Alter von über

45 Jahren ausgeübt habeo

Dieser Bewertung der Tätigkeit der Klägerin durch

das LSG kann der erkennende Senat nicht beitreten°

Richtig ist zwar, daß die in den Leistungs—

gruppenuDefinitionen genannten Beschäftigunge—

merkmale vorwiegend'auf berufe aus Industrie und

dandel abgestellt und jedenfalls für den Lehrer—

beruf nur sehr eingeschränkt zu gebrauchen sind° such

bestehen keine rechtlichen Beuenken dagegen, daß

die deklagte im dege einer Verwaltungsübung bei

der Zuordnung der Lehrerberufe zu den einzelnen

Leistungsgruppen eine allgemeine Bewertungsskala‚

eine sogenannte "Gefälleskala" zugrunde legt, bei

der Vorbildung und ötellung sowie die nrt der

Tätigkeit von entscheidender Bedeutung sindo Es
widerspricht ferner nicht dem Gesetz, wenn die

Beklagte darin die nicht in leitender Stellung

tätigen Lehrer an Volksschulen und Grundschulen der
Leistungsgruppe B } zuordnet„ Nach der Meinung

des LSG jedoch sind die Lehrer an Hilfs— oder

Sonderschulen ganz allgemein Von dieser Ein—

ordnung auszunehmen und in ihrer beruflichen ötellung

dem Leiter einer Volks— oder Grundschule gleich—

zustellen° Ob diese Auffassung zutreffend ist, kann

offen bleiben; denn jedenfalls liegt bei der

klägerin die Voraussetzung für eine solche Gleich—
stellung und damit zur Einstufung in die Leistungs-

gruppe B 2 nach der Ansicht des benats nicht vor„

Zwar ist es richtig, daß in der bundeSrepublik
-Deutschland der Hilfs— oder benderschullehrer

in der ■egel einkommensmäbig besser gestellt ist

- 6 _
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als ein Lehrer an der Volks- oder Grundschule und

insoweit dem Leiter einer Volksschule nahesteht

(vglo z„B° Hess„ Besoldungsgesetz idF vom 11° Oktober

1965 _ Gesetz und Verordnungsblatt I Nr„ 25 seite 254)°
Das LSG verkennt aber, daß diese finanzielle Besser—

stellung nicht etwa auf der Erkenntnis beruht, die

Tätigkeit eines Lehrers an der Hilfe— oder vonder—

schule sei besonders schwierig und verantwortungsvoll9

sondern vorwiegend darauf, daß_diese Tätigkeit eine zua£tz
liche ausbildung voraussetzto Diese baut auf der Volks+

*Äschullehrerausbildung auf und ist in den einzelnen

' Bundesländern verschieden geregelte Die Bewerber

nehmen an ein — oder zweijährigen staatlichen Lehr—
‚gängen teil, die an heilpädagogischen instituten oder

in Verbindung mit Universitäten oder radagogischen

’hoehschulen veranstaltet werden„ Erst die irufung für

das Lehramt an öonderschulen befähigt heute zur
Einstellung als bonderschullehrer (vglc deckel und

löeipp "Schulrechtskunde" 5„ aufla öeite 148)°

An einer derartigen Ausbildung und Prüfung fehlt es
aber bei der Klägerino Zwar hat sie sich während der

Zeit‚ in der sie an der Hilfsschule unterrichtete?
einer besonderen Ausbildung unterzogeno Jener Lehrgang

für Sonderschulpädagogik dauerte aber nur rund 7

Wochen (17° Mai bis 8° Juli 1949) und wurde auch nicht
mit einer besonderen Prüfung abgeschlossen„ Diese

Kurz-Ausbildung ist der heutigen ausbildung zum

vLehramt an öonderschulen nicht gleichwertig und hat

die schulischen Kenntnisse der Klägerin nicht derartig

erhöht9 daß sie deswegen aus dem Kreis der Lehrer an
Grund— oder Volksschulen herausgehoben wäreo

Der benat kann auch die meinung des LDG nicht teilen,

daß die Iatigkeit an der Hilfs— oder bonderschule
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schlechthin schwieriger una verantwortungsvoller

sei als diejenige an einer Grund— oder Volksschuleo

Jene Tätigkeit mag zwar mit einer stärkeren see—

lischen ■elastung für den Lehrer verbunden sein;

sie verlangt auch zweifellos besondere Fähigkeiten

’des Unterriphtenden, deren Erlangung regelmäßig

eine zusätzliche pädagogische ausbildung voraussetzt°

Esist aber nicht einzusehen9 aus welchen Gründen

die Erziehung geistig gesunder Kinder weniger ver«
antwortungsvoll sein soll als diejenige geistig

zurdckgebliebener Kinder° Zum ßeispiel könnte auch

ein Oberarzt — was seine Verantwortung anbetrifft e
nicht deshalb höher eing stuft werden‚ weil er in

einer Lendesheilanstalt beschäftigt gewesen ist,

mag er auch möglicherweise deswegen höher besoldet

gewesen sein als ein sonstiger Krankenhaus—Facharzto

Auch ein Vergleich mit der im Berufskatalog der
Leistungsgruppe B 2 aufgeführten Buchhalteriny
Korrespondehtin oder Bilanzbuchhalterin über 45

Jahre rechtfertigt nicht die dinstufung der nlägerin

in diese Leistungsgruppeo Hierbei muß nämlich beachte

„erden9 daß nihgäwakkdélßuchhalterin uswo im „lter van
mehr als 45 Jahren der Leistungsgruppe B 2 zuzuordnen
ist, sondern nur eine solche? die durch eine stetige

Berufsausübung über "besondere Erfahrungen" im
öinne der Leistungsgruppe B 2 verfügt, d„h„ solche9
die über eine "mehrjährige ßerufserfshrung" im

öinne der Leistungsgruppe B 5 hinausgehen und mit

einem darauf beruhenden höheren beruflichen können

verbunden sind° Ob auch bei dem Lehrerberuf diese
Grundsätze anzuwenden wären■ kann dahinsteheno nenn
jedenfalls liegt bei der Klägerin die Voraussetzung
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zu einer Berücksichtigung ihres Lebensalters

schon deShalb nicht vor, weil sie in der Zeit
von 1924 bis 1942 nicht als Lehrerin tätig

war, sie ihren Beruf also nicht ununterbrochen
ausgeübt hat° Ob eine kürzere Unterbrechung mög-
licherweise unbea0htlich wäre, kann offen bleiben()

Lntgegen der Auffassung des LSG ist es somit

rechtlich nicht zu beanstanden, daß die Beklagte

bei der Rentenberechnung die Klägerin der

Leistungsgrupp€ B 3 zugeordnet hat„ Insoweit

müssen daher die vorinstanzlichen Urteile aufgehoben

und die Klage abgewiesen Werdena

Soweit die Beklagte durch die Vorihstanzen
ver—

urteilt worden ist, über den Inhalt der angefoch—

tenen Bescheide hinaus auch die Zeit vom 10 April

bis 300 september 1960 bei der Berechnung der
mente zu berücksichtigen9 muß der dechtsstreit

zu neuer Verhandlung und hntscheidung an das LSG

zurückverwiesen werden° InSoweit fehlt es in

dem angefochtenen Urteil an jeglicher Begründung,

weshalb dem Klageantrag auch für diese Zeit

entsprochen worden ist (5 136 Abs„ 1 Nr° 6 sGu)„
Offenbar haben die Vorinstanzen übersehen, daß

die Klägerin in der Zeit vom 1° April bis
30° september 1960 in der SBZ bereits eine Alters—

rente bezogen hatoDiese Tatsache war aus dem in den

Verwaltungsakten der Beklagten befindlichen Renten—

bescheid des FDGB (Verwaltung; der öozialversicherung)

vom 23° März 1960 zu entnehmen° Diese Akten lagen dem

LSG vor und sind von ihm
ausdrücklich

in Bezug ge—

nommen worden° Es hat aber offensichtlich diese Tat—

„ 9 _
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sache in seine Erwägungen nicht einbezogen° Darin liegt

jedenfalls auch die von der Beklagten gerügte Verletzung

von 9 128 Abs„ 1 Satz 1 öGG, weil das Berufungsgericht

seiner Entscheidung nicht das Gesamtergebnis des Ver—

fahrens zugrunde gelegt hate Die Beklagte hat diesen

Verfahrensmangel ordnungsgemäß gerügt (& 164 AbSa 2 5GG)O

Die Revision ist insoweit auch begründet (Vglg öoz■ hr„ 3
„

zu 9 19 FRG)° Da das Revisionsgericht jedoch jene ':*Px

fehlenden tatsächlichen Feststellungen nicht selbst

treffen kann und auch nicht aus den Beiskten entnehmen

darf (vglc b‘ozri Nro 9 zu @ 165 see), bleibt nur übrig,

den Rechtsstreit insoweit an das L5G zurückzuverweisen,

das abschließend auch noch über die Kosten des Ver—

fahrens zu entscheiden haben wird„
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